
Die Debatte um die Drohnen

Das Thema
Bundesverteidigungsmi-
nister Thomas de Maiziè-
re will die Bundeswehr
mit bewaffneten Droh-
nen ausrüsten. Sie könn-
ten Ziele aufspüren und
Bomben abwerfen oder
Raketen abschießen,
ohne dass Kampfjets los-
fliegenmüssen. Dochdie
ferngesteuerten Maschi-
nen sind umstritten.

Zur Person
Dr. Martin Dutzmann (56) ist
seit 2008 nebenamtlich Evange-

lischer Militär-
bischof. Er ist
Landessuperin-
tendent der Lip-
pischen Landes-
kirche. Mitte
der 70er-Jahre
war er Soldat

auf Zeit beim Fernmeldebatail-
lon 330 in Koblenz. Der gebürti-
ge Essener ist verheiratet und
hat drei Söhne.
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Drohne Predator B

1. Die Drohne wird von einer
Bodenstation über eine
Satellitenverbindung gesteuert

2. Der Satellit sendet
den Befehl an die Drohne

3. Sensoren in der Drohne
lokalisieren das Ziel am Boden

11 MeterLänge:
Spannweite:

Geschwindigkeit:
Nutzlast:

Bewaffnung:

20,1 Meter
370 km/h
1700 Kilo
Hellfire-
Raketen,
Laser-
gesteuerte
Bomben

1.1.

2.2.

3.3.

4. Das ausgewählte Ziel wird mit
Raketen oder Bomben angegriffen

4.4.

SO FUNKTIONIEREN KAMPFDROHNEN

vor dem Leben, wenn man es
aus einer großer Entfernung tö-
tet?

DUTZMANN: Manche Waffen
sind ethisch verwerflich,
Streubomben zum Beispiel.
Hat aber eine Kampfdrohne
mit einer ferngelenkten Rake-
te als Waffe eine andere ethi-
sche Qualität als ein Kampf-
flugzeug mit derselben Waffe?
Ich sehe das nicht. Waffen,
mit denen Menschen aus gro-
ßer Distanz getötet werden,
kennen wir schon seit Lan-
gem. Kampfdrohnen machen
noch einmal deutlich, wie not-
wendig es ist, Soldaten für den
Einsatz ethisch zu schulen.

Wie kann solch eine Schu-
lung für die Soldaten ausse-
hen?

DUTZMANN: Bundeswehrsol-
daten werden jetzt schon in-
tensiv belehrt, wann sie Ge-
walt anwenden dürfen. Sie
müssen vermeiden, Unbetei-
ligte zu schädigen, und haben
immer vor ihrem Gewissen
abzuwägen, ob sie eine Ge-
walthandlung verantworten
können. Die Drohnen-Debatte
zeigt, wie wichtig dieser Un-
terricht ist. Darüber hinaus
müssen wir im Blick behalten,
was die Fernsteuerung von
Waffen mit den Menschen
macht, die die Kampfdrohnen
bedienen.

möchte: Sie will das Risiko für
eigene Soldaten und Zivilisten
am Boden verringern. Zuerst
müssen aber bestimmte Dinge
geklärt werden.

Welche sind das?
DUTZMANN: Dazu gehört die

Frage, wofür Kampfdrohnen
eingesetzt werden dürfen und
wofür nicht. Der amerikani-
sche Gebrauch von Kampf-
drohnen bei der Terrorismus-
bekämpfung macht mich
skeptisch. Es ist weder völker-
rechtlich noch ethisch legi-
tim, Terroristen gezielt und
ohne Gerichtsverfahren hin-
zurichten.

Wie groß ist die Gefahr, dass
durch Drohnen die Grenze zwi-
schenGefecht und gezielter Tö-
tung verwischt wird?

DUTZMANN: Es ist nicht die
Drohne, die die Grenze ver-
wischt. Das Problem ist die
schwierige Unterscheidung
zwischen kriminellem Terro-
risten und regulären Soldaten.
Hier sind die Grenzen schon
lange verwischt. Eine Drohne
macht es allerdings einfacher
und weniger gefährlich, einen
Kämpfer gezielt zu töten.

Angenommen, die Regeln
für den Drohneneinsatz sind
definiert. Verliert man nicht
dennoch Skrupel und Respekt

VON EUGEN MA I E R

A ls evangelischer Militär-
bischof steht Martin
Dutzmann nicht in ei-

nem Dienstverhältnis zur
Bundeswehr, sondern ist der
Kirche verantwortlich. Den-
noch ist er nah dran am Alltag
von Soldaten. Wir sprachen
mit ihm über ethische Proble-
me bei der Anschaffung von
bewaffneten Drohnen.

Herr Dr. Dutzmann, was sa-
gen Sie zur Anschaffung von
Kampfdrohnen?

MARTIN DUTZMANN: Ich kann
nachvollziehen, warum die
Bundeswehr sie anschaffen

Was macht sie mit den Men-
schen?

DUTZMANN: Ich glaube, dass
wir über die seelischen Folgen
noch nicht genug wissen. Au-
ßerdem stellt sich die Frage:
Wer bedient von wo aus die
Drohne? Wer beaufsichtigt die
Entscheidung über das Ziel
und den Abschuss der Rake-
ten?

Was sagen Sie zu der Aussa-
ge, Krieg werde einem Compu-
terspiel immer ähnlicher?

DUTZMANN: Ich war zweimal
in Afghanistan und kann
nicht erkennen, dass unsere
Soldaten dort auch nur im
Entferntesten Computerspiele
spielen. Sie bedienen sich mo-
derner Technik. Aber das hat
beileibe nichts Spielerisches.

Ein Argument gegen Droh-
nen ist, dass die Hürde sinkt, an
Kampfhandlungen teilzuneh-
men.Wie sehen Sie das?

DUTZMANN: Ich wiederhole:
Wichtig ist die ethische Schu-
lung. Und: Die Einsatzregeln
müssen überprüfbar so formu-
liert sein, dass diese Schwelle
nicht sinkt.

Im Gefecht wissen beide Sei-
ten, dass sie im Krieg sind. Ein
Drohnenangriff kommt für den
Gegner aber unvermittelt. Ist
das ethisch legitim?

DUTZMANN: Der Kampf gegen
militärische Gegner, die nach
dem Humanitären Völker-
recht als reguläre Soldaten
gelten haben, wird nicht ille-
gitim durch das Überra-
schungsmoment. Wer Mit-
glied einer regulären Armee
oder einer militärischen Orga-
nisation ist, muss damit rech-
nen, bekämpft zu werden -
auch überraschend.

Sie haben engen Kontakt zu
Bundeswehrsoldaten.Was sagt
die Truppe zu Kampfdrohnen?

DUTZMANN: Es gibt eine erns-
te Auseinandersetzung. Die
meisten sagen, dass diese Waf-
fe helfen kann, eigene Verlus-
te, aber auch zivile Opfer zu
minimieren.

Die US-Armee setzt sie seit Jahren ein: Eine Predator-Kampfdrohne kreist über einem nicht konkret benannten Gebiet. Die Ankündigung von Bundesverteidigungsminis-
ter Thomas de Maizière, bewaffnete Drohnen für die Bundeswehr anzuschaffen, hat in Deutschland ethische Bedenken ausgelöst. Foto: dpa
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Evangelischer Militärbischof Martin Dutzmann über den Einsatz von KampfdrohnenEvangelischer Militärbischof Martin Dutzmann über den Einsatz von Kampfdrohnen

Drohnen sind außerdem
deutlich langsamer als Kampf-
jets. Deswegen verlieren sie
die Zielobjekte nicht so
schnell aus dem Fadenkreuz,
wenn diese Haken schlagen.
Zusätzlich vergeht wenig Zeit
zwischen Ortung und Vernich-
tung des Ziels. Ein weiteres Ar-
gument: Drohnen können län-
ger fliegen als bemannte Jets –
die Reaper-Drohne schafft
mehr als 30 Stunden am
Stück.

Den Vorteilen stehen aber
ethische und rechtliche Be-
denken gegenüber (Artikel
oben). Eine Hauptsorge: Sind
die eigenen Piloten nicht ge-
fährdet, steigt die Bereitschaft
für Angriffe. Die technischen
Möglichkeiten könnten auch
zum gezielten Töten einge-
setzt werden.

Unbewaffnete Drohnen ver-
wendet die Bundeswehr schon
jetzt. Die Maschinen dienen
der Aufklärung, etwa in Af-
ghanistan. (ema)

ger dramatisch ist. So sollen
Ziele besser anvisiert und eine
flächendeckende Zerstörung
verhindert werden können.

liches Argument lautet, dass
tiefer geflogen und genauer
geschossen werden kann, weil
der Verlust der Drohne weni-

for Security Studies der Uni
Zürich zeigt. Der offensicht-
lichste: Das Leben von Piloten
wird nicht gefährdet. Ein ähn-

D en Feind aufspüren und
beseitigen – und das
aus Tausenden Kilome-

tern Entfernung: Was vor eini-
gen Jahren noch Science Ficti-
on war, ist heute dank bewaff-
neter Drohnen möglich (siehe
Grafik). So setzen die USA die
aufgerüsteten unbemannten
Flugzeuge seit Jahren ein.

Ihre Zerstörungskraft ist
nicht zu unterschätzen. So
kann das Drohnen-Modell
Reaper (ursprünglich Predator
B genannt) mit vier Raketen
und zwei 250-Kilogramm-
Bomben bestückt werden. Ab-
geschossen wird aus einer
Kommandozentrale, nachdem
Experten Videoaufnahmen
des Ziels ausgewertet haben,
die die Drohne praktisch ohne
Zeitverzögerung gesendet hat.

Risiko soll sinken
Im Vergleich zu bemannten

Jets haben Kampfdrohnen
mehrere technische Vorteile,
wie eine Analyse des Center

Feinde angreifen per Fernbedienung
Drohnen ersparen Gefahren für Kampfpiloten – Aber auch technische Vorteile locken
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Ägyptens Präsident
Mubarak dankt ab
MuhammadHusniMubarak gibt
auf: Nach fast 30 Jahren an der
Macht in Ägypten beugt er sich
demDruckder Straßeunddankt
ab. Im Zuge des Arabischen
Frühlings gab es seit 2010meh-
rere Massenproteste, bei denen
insgesamt 850 Menschen ums
Leben gekommen sein sollen.
Ein Gericht macht 2012 Muba-
rak für den TodderDemonstran-
ten mitverantwortlich und ver-
urteilt den inzwischen 84-Jähri-
gen zu lebenslanger Haft. Jetzt
gibt es neue Proteste: Die Men-
schen wehren sich gegen die Po-
litik der islamistischen Partei
Muslimbruderschaft.

Namen und
Nachrichten
Tunesien stürzt
tiefer ins Chaos
Nach der Ermordung eines Op-
positionspolitikers und Massen-
protesten stürzt Tunesien tiefer
ins politische Chaos. Die Partei
von Präsident Moncef Marzouki
teilte mit, ihre drei Minister aus
der von Islamisten geführten Re-
gierung abzuziehen. Der als mo-
derat geltende Ministerpräsi-
dent Hamadi Jebali will das Kabi-
nett im Land aber ohnehin auflö-
sen und durch ein Team partei-
unabhängiger Experten erset-
zen. Mit seinen Plänen stößt er
auf Widerstand bei den Konser-
vativen in der eigenen Ennahda-
Partei. Gestern sollte die Schura,
das höchste Parteigremium der
Islamisten, über den künftigen
Kurs entscheiden.

Saudiswollen deutsche
Patrouillenboote
Saudi-Arabien will laut einem
Zeitungsbericht deutsche Pa-
trouillenboote imWert von 1,5
Mrd. Euro kaufen. Eine Voranfra-
ge der Bremer LürssenWerft sei
bereits vom Bundessicherheits-
rat positiv beschiedenworden,
berichtetedie„BildamSonntag“.
Das geheim tagende Gremium,
dem neben Kanzlerin Angela
Merkel (CDU) acht Bundesminis-
ter angehören, muss deutschen
Rüstungsexporten zustimmen.

Kardinal Marx: Kirche
soll jedem helfen
Kardinal Reinhard Marx (Foto)
hat die Abweisung einer mut-

maßlich verge-
waltigten jun-
gen Frau in
gleich zwei ka-
tholischen Kli-
niken in Köln
scharf kritisiert.
„Niemand darf

abgewiesen werden“, erklärte
der Erzbischof von München
und Freising am Samstag bei ei-
nem Gottesdienst. Es sei be-
denklich, wenn der Eindruck
entstehe, die Kirche weise Men-
schen in Not ab, sagte er weiter.

Kerry ist für friedliche
Lösungmit dem Iran
ZweiWochen vor einem Treffen
mit iranischenOffiziellen hat der
neue US-Außenminister John
Kerry erklärt, dass es im Atom-
streit mit Teheran immer noch
diplomatischen Spielraum gebe.
„Wir werden unsere zweigleisige
Taktik vonDruckundDiplomatie
weiter fortsetzen“, sagte Kerry
am Freitag inWashington. Es lie-
ge am Staat Iran, die Bedenken
anderer Staaten auszuräumen.
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